* K Protokoll des Regierungsrats

KANTON AARGAU

Sitzung: 04. Mai 2011 Nr. 2011-000663

Gemeinde Aarburg; Bauzonen- und Kulturlandplan, Teildnderung "Tiefelach/Rin-
del"; Genehmigung; Publikation; Auftrag an Staatskanzlei

Sachverhalt

1. Verfahren

1.1 Verfahrensdaten

Vorprufungsbericht 3. Juni 2009
Offentliche Auflage 17. August 2010 bis 15. September 2010
Beschluss der Gemeindeversammlung 26. November 2010
Ablauf der Beschwerdefrist 16. Februar 2011
Eingereicht zur Genehmigung 29. Méarz 2011

Die Verfahrensvoraussetzungen fiir die Genehmigung sind erfullt.

1.2 Zustindigkeit zur Genehmigung

Der Regierungsrat ist fur die Genehmigung der eingereichten Vorlage zustandig. Sie fallt
nicht unter die Ausnahmen, welche gemass § 27 Abs. 1 des Gesetzes Uber Raument-
wicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 durch den Grossen Rat
zu genehmigen sind.

1.3 Rechtsschutzverfahren

Zur Vorlage sind keine Beschwerden eingereicht worden.

2. Die Vorlage im Uberblick

Zur Genehmigung liegen vor:

— Bauzonen- und Kulturlandplan, Teilanderung "Tiefelach/Rindel"

2.1 Ausgangslage und Planungsziele

Der Bauzonenplan wurde vom Regierungsrat am 15. Mai 2002 genehmigt. Ziel der vorlie-
genden Teilrevision ist, im Gebiet "Tiefelach/Rindel" mittels Umlegung von Bauland die
Voraussetzungen und die Chancen fur eine Realisierung einer Wohnuberbauung zu ver-
bessern.

2.2 Planungsablauf/Vorpriifung

Die abschliessende Vorprifung erfolgte mit Bericht vom 3. Juni 2009 ohne Vorbehalte.

Versand: 13. Mai 2011



2.3 Bauzonen- und Kulturlandplan

Die eingezonte Flache von ca. 0,52 ha unbebauten Baulands in der Wohnzone WH liegt
in unmittelbarer Nahe des Tiefelach-Hofs und damit im direkten Einflussbereich von Ge-
ruchsimmissionen. Ebenso verlauft die SBB-Linie Olten—Luzern/-Bern in nur 20-75 m
Abstand vom Areal entfernt. Die rechtskraftig ausgeschiedene, noch uniberbaubare Bau-
zonenflache weist damit relativ schlechte Standortbedingungen auf. Diesen Nachteilen
wird mit der vorliegenden Verlegung der Zone WH an einen weiter von den Emissions-
quellen entfernten Standort begegnet. Die neue Bauzone WH liegt in einem Abstandsbe-
reich von rund 150-200 m zum Hofstandort. Die Planungswerte der Empfindlichkeitsstu-
fe Il fir Wohnzonen werden gemass den Anforderungen des Umweltschutzgesetzes ein-
gehalten. Mit der Umzonung wird das Potenzial fur eine hdhere Wohnqualitat geschaffen.
Die Ein- und die Auszonungsflache haben dieselbe Grosse.

Erwagungen
3. Beurteilung der Vorlage
3.1 Allgemeine Beurteilung

3.1.1 Uberpriifungsbefugnis

Die Genehmigungsbehérde priift die Nutzungspléane auf Rechtmassigkeit, auf Uberein-
stimmung mit den kantonalen Richtplanen und den regionalen Sachplanen sowie auf an-
gemessene Berlcksichtigung der kantonalen und regionalen Interessen (§ 27 Abs. 2
BauG).

3.1.2 Ubereinstimmung mit dem Richtplan

Die neuen Bauzonengrenzen weichen vom festgesetzten Siedlungsgebiet des Richtplans
ab. Im Gebiet "Tiefelach/Rindel" wird eine Flache von ca. 0,52 ha mit flachengleicher
Kompensation eingezont (Beschluss 4.1, lit. b). Das Siedlungsgebiet kann demnach im
Rahmen einer Fortschreibung durch den Regierungsrat angepasst werden.

3.1.3 Grosse und Abgrenzung der Bauzone (Art. 15 RPG)

Die Bauzonenflache der Gemeinde Aarburg bleibt unverandert. Neu eingezont wird eine
Flache von rund 0,52 ha in die Wohnzone WH mit flachengleicher Umzonung von der
Wohnzone WH in die Landwirtschaftszone. Die Abgrenzung fuhrt sowohl hinsichtlich Eig-
nung (Immissionen) als auch beziiglich Uberbauungschancen zu einer besseren Lésung
als der bisher rechtskraftige Zonenplan. Daher und in Anbetracht der flachenneutralen
Anpassung des Zonenplans steht die Anderung der Planbestandigkeit (Rechtssicherheit)
nicht entgegen.

3.1.4 Schutzobjekte

Durch die Umzonung "Tiefelach/Rindel" wird ein bestehender Hochstamm-Obstgarten
wieder der Landwirtschaftszone zugewiesen, was planerisch sinnvoll und 6kologisch sehr
zweckmassig ist. Die Landwirtschaftszone wird mit der Schraffur "Hochstamm-
Obstgarten" Uberlagert, dies in Ergédnzung der bereits im Kulturlandplan bezeichneten
"Hochstamm-Obstgarten" im Umfeld des bestehenden Landwirtschaftsbetriebs.



3.1.5 Abstimmung Siedlung und Verkehr

Die flachengleiche Verschiebung der WH-Flache im Gebiet "Tiefelach/Rindel" fuhrt insge-
samt zu keinem Mehrverkehr. Aufgrund der Grésse und der darauf méglichen Wohnein-
heiten ist mit einem Verkehrsaufkommen von ca. 30-50 Fahrten pro Tag zu rechnen, das
Uber das Quartierstrassennetz und die Anschlussknoten ohne Probleme abgewickelt wer-
den kann. Die Anbindung an den offentlichen Verkehr/Langsamverkehr bleibt in etwa
gleich.

3.2 Gesamtbeurteilung

Die Vorlage erflllt die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Genehmigung.

Beschluss
1.

Der Bauzonen- und Kulturlandplan, Teilanderung "Tiefelach/Rindel", der Gemeinde Aar-
burg vom 26. November 2010 wird genehmigt.

2.

Die Staatskanzlei wird mit der Publikation im Amtsblatt beauftragt.

Rechtsmittelbelehrung

1.

Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen beim Verwal-
tungsgericht des Kantons Aargau, Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde gefiihrt werden.
Die Frist beginnt einen Tag nach der Publikation des Entscheids im kantonalen Amtsblatt. Sie steht
still vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern, vom 15. Juli bis und mit
dem 15. August und vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar.

2.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwaltin beziehungsweise einem
Anwalt zu verfassen, welche oder welcher gemass dem Bundesgesetz Uber die Freiziigigkeit der
Anwaltinnen und Anwalte vom 23. Juni 2000 (Anwaltsgesetz, BGFA; SR 935.61) zur Vertretung vor
Gericht berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begriindung enthalten, das heisst es ist
a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und
b) darzulegen, aus welchen Griinden diese andere Entscheidung verlangt wird.

3.
Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemass den Ziffern 1 oder 2 nicht entspricht,
wird nicht eingetreten.

4.
Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der unterzeichneten Beschwerde beizulegen. Allfalli-
ge Beweismittel sind zu bezeichnen und soweit moglich einzureichen.



5.

Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst die unterliegende Par-
tei hat in der Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten
Zu bezahlen.

Verteiler

— Gemeinderat, Stadtchen 37, 4663 Aarburg

— Departement Bau, Verkehr und Umwelt

— Abteilung Raumentwicklung BVU (mit Akten)
— Rechtsabteilung BVU

— Abteilung Wald BVU

— Staatskanzlei (Amtsblatt)

Staatsschreiber:



	Sachverhalt
	1. Verfahren
	1.1 Verfahrensdaten
	1.2 Zuständigkeit zur Genehmigung
	1.3 Rechtsschutzverfahren

	2. Die Vorlage im Überblick
	2.1 Ausgangslage und Planungsziele
	2.2 Planungsablauf/Vorprüfung
	2.3 Bauzonen- und Kulturlandplan
	Erwägungen


	3. Beurteilung der Vorlage
	3.1 Allgemeine Beurteilung
	3.1.1 Überprüfungsbefugnis
	3.1.2 Übereinstimmung mit dem Richtplan
	3.1.3 Grösse und Abgrenzung der Bauzone (Art. 15 RPG)
	3.1.4 Schutzobjekte
	3.1.5 Abstimmung Siedlung und Verkehr

	3.2 Gesamtbeurteilung
	Beschluss



